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Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
hiermit erhalten Sie meine Stellungnahme zum Antrag  
der Fraktion der SPD:  
 
„300.000 Arbeitsplätze in der Wertschöpfungskette der chemischen  
Industrie in NRW in Gefahr – Anpassungen des CO2-Zertifikatehandels  
sind jetzt notwendig“ 
 

Herzliche Grüße 
 
 
 

--------------------------------------- 
Dr.-Ing. Christoph Sievering 
im Stab des Präsidenten 
verantwortlich für Industrietransformation und Gesellschaft 
Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie gGmbH 
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Stellungnahme 
 
Kontext zum wirtschaftlichen Status Quo: 
Die deutsche Wirtschaft befindet sich in einer existenziellen Krise. Dies gilt insbesondere für 
die chemische Industrie. Für NRW ist die Struktur dieser Krise und ihre wirtschaftlichen Ver-
flechtungen bereits sehr detailliert beschrieben worden (Stellungnahme zu Anhörungen im 
Landtag NRW, Sievering Juli 2025 und Dezember 2025). Die mehrfache Belastung durch: 

a. Stagnierendes und sich veränderndes Konsumverhalten,  
b. Kostennachteile insbesondere bei Energie und Rohstoffen gegenüber internationalen 

Wettbewerbern, sowie  
c. globale Überkapazitäten 

führen zu erheblichen Unterauslastungen der Produktionsstätten und treiben damit die Wett-
bewerbsnachteile weiter voran (Dilemma der Fixkostenverdünnung). Der Branchenverband 
VCI berichtet, dass auch im vierten Jahr der Krise der Auslandsumsatz der Chemie im Ja-
nuar/Februar noch einmal gegenüber dem Vorjahr um 6,8 % zurückgegangen ist (VCI-Pres-
semitteilung 29. April 2026).   
Die europäische Chemieindustrie hat in den letzten drei Jahren auf die wirtschaftliche Lage 
mit einer Vielzahl von Werkschließungen reagiert. Ca. 25 % der petrochemischen Grund-
stoffproduktion ist bereits konsolidiert worden, bzw. die Schließung von Kapazitäten ist fest-
gesetzt (CEFIC, 2025) und viele weitere Produktion in der nachfolgenden Wertschöpfungs-
kette sind ebenfalls aufgegeben worden.  
Für die deutschen Petrochemie-Standorte gilt dies bisher nur für die Produktionsstätten der 
DOW in Böhlen. Die scheinbare Resilienz in Deutschland kann in den komplexen, sich ge-
genseitig stützenden inländischen Verbundstandorten und Industrie-Clustern begründet sein. 
Wie bereits ebenfalls dargelegt, ist diese Resilienz jedoch relativ („Fluch oder Segen von 
Verbundstrukturen“, Sievering 2025); im Falle einer weiterhin stagnierenden Wirtschaft, kön-
nen Kipppunkte der Stabilität von Chemie-Clustern überschritten werden, und die Konsolidie-
rung ganzer Verbundstrukturen erforderlich machen.  
 
Kontext zur europäischen Klimaschutzarchitektur 
Den Rahmen der europäischen Klimaschutzambition setzen das EU Emission Trading 
Scheme (ETS) sowie die Effort Sharing Regulation (ESR). Während ersteres im Wesentli-
chen den Transformationspfad der Energiewirtschaft und der energie-intensiven Industrie in 
Europa definieren, sind im letzteren die nationalen Verantwortungen der übrigen Emissions-
sektoren (beispielsweise der Verkehrs- und Gebäudesektor und Landwirtschaft) festgelegt.  
Der aktuelle Reduktionspfad des EU ETS zielt auf eine vorgezogene klimaneutrale Schwer-
industrie ab 2040, so dass allen übrigen Sektoren der ESR ein weniger steiler Transformati-
onspfad erlaubt wird. Zusammen genommen ist mit dem ETS und ESR die Zielerreichung 
der Klimaneutralität der europäischen Gesellschaft bis 2050 gewährleistet. Eine mögliche 
Anpassung des EU ETS führt damit zwingend zu einer notwenigen Anpassung des ESR, so-
fern an dem Gesamtziel der Klimaneutralität 2050 festgehalten werden sollte.  
Das bedeutet: Eine Erleichterung der Emissionsreduzierung in der Industrie (für den ver-
meintlichen Erhalt von Arbeitsplätzen) bedeutet eine forcierte Transformation des Verkehrs- 
und Gebäudesektors mit einer entsprechenden Belastung der Gesellschaft. Zudem könnte 
eine kurzfristige Senkung der Zertifikatspreise im EU ETS dazu führen, dass 
Anreize für transformative Investitionen sinken, die Transformation selbst 
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verzögert wird. Dies hätte zur Folge, dass der Transformationspfad in der Zukunft noch sehr 
viel steiler ausfallen muss, die damit verbundenen technischen und ökonomischen Heraus-
forderungen steigen anstatt zu sinken und im Ergebnis der politische Druck, die Klimaziele 
insgesamt abzuschwächen, noch weiter steigt. 
 
Einfluss des EU ETS auf die wirtschaftliche Situation 
Wie zuvor grob skizziert, ist die wirtschaftliche schwierige Situation nicht ursächlich auf die 
Erwartungen an eine industrielle Transformation zurückzuführen. Die Kostenbelastungen des 
EU ETS sind nicht der alleinige und insbesondere nicht der Wesentliche Grund für die Wett-
bewerbsnachteile der Chemieindustrie in Deutschland. Nach einer Analyse von Selting und 
Carrata1 beliefen sich die variablen Produktionskosten für eine Tonne Ethylen durch Gas-
Cracking in den USA im 2023 auf 123 USD pro Tonne. Im Vergleich dazu werden die Kosten 
für Naphtha-Cracking in Europa im gleichen Zeitraum auf 792 USD pro Tonne geschätzt, 
und auch ohne die Kosten für CO2-Zertifikate sind es noch 730 USD pro Tonne.1 Diese gra-
vierenden Kostenunterschiede kommen zustande durch Rohstoffkostennachteile, Energie-
kostennachteile, sowohl bei der Importabhängigkeit der Gasversorgung als auch den Strom-
bezugskosten (Produktion, Speicher und Netze und zu erwartender Netzausbau). Zudem er-
schwert subventionierter Kapazitätsaufbau und daraus folgende Exporte von Überkapazitä-
ten nach Europa (beispielsweise aus China) die Situation der Industrie.  
Vor diesem Hintergrund wird deutlich: ein Eingriff in die Mechanik des ETS, oder gar eine 
Abschaffung oder Verschiebung der Zielkoordinaten löst die wirtschaftlichen Kostennachteile 
der Produktionen in Deutschland/Europa nicht auf. In der aktuellen Situation gäbe es auch 
ohne ETS keine hinreichenden Anreize für dringend benötigte Investitionen. 

§ Energiekostennachteile, sowohl bei der Importabhängigkeit der Gasversorgung als 
auch den Strombezugskosten (Produktion, Speicher und Netze und zu erwartender 
Netzausbau) 

§ Subventionierter Kapazitätsaufbau und daraus folgende Exporte von Überkapazitäten 
nach Europa (beispielsweise aus China) 

Ebenso ist jedoch festzuhalten, dass die steigenden Kosten des EU ETS eine steigende zu-
sätzliche Belastung der Unternehmen bedeuten. Das bedeutet, dass in einer Situation, in der 
die mittelfristige Wirtschaftlichkeit einer Produktion in Deutschland von einem Unternehmen 
in Frage gestellt wird, können erwartbar steigende Belastungen des Klimaschutzes zu einer 
beschleunigten Entscheidung zugunsten einer Konsolidierung eines Standortes beitragen. 
Darüber hinaus wird von der Mehrzahl der Unternehmen der Grundstoffchemie das EU ETS 
als Motivation für eine Transformation als nicht ausreichend angesehen. Für eine tragfähige 
Investition fehlen die Signale, die Kapitalkosten und höheren operativen Kosten einer klima-
neutralen Produktion im Markt weitergeben zu können. Eine „willingness-to-pay“ ist bis auf 
wenige Nischenprodukte nicht gewährleistet.  
Vor diesem Hintergrund bedeutet der zögerliche Ausbau der Infrastruktur für eine Transfor-
mation einen weiteren Standortnachteil deutscher Produktionsstätte der Großindustrie. Der 
Ausbau der Infrastruktur in dem erforderlichen Maßstab (beispielsweise für H2, Strom oder 
CO2) ist innerhalb eines Zeitraumes von 7-10 Jahren nicht zu erwarten bzw. nicht zu 

 
1 Sel%ng, B., & Carra/a, G. (2025). Ethylene Produc/on in the Petrochemical Industry: Compe//ve Risks and Im-
pacts of the EU Emission Trading Scheme [Applica%on/pdf]. 22(2). h/ps://doi.org/10.17879/22998693375 
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gewährleisten. Daraus ergibt sich für die betriebswirtschaftliche Perspektive eine entspre-
chende Fortschreibung der ETS bedingten Kosten, was die Entscheidung einer beschleunig-
ten Konsolidierung unterstützen kann.  
 
Ansätze einer Lösung zur Standortsicherung in Deutschland 
Im Folgenden sollen drei verschieden Lösungsansätze diskutiert werden: 

1. Market-Push Ansätze 
2. Market-Pull Ansätze 
3. Investitionsanreize 

Kurzfristig wirkende Maßnahmen werden hier nicht weiterverfolgt. Dazu werden u.a. gezählt: 
temporärer Industriestrompreis, Ausweitung der Strompreiskompensation, einmalige Unter-
stützung der Stromnetzentgelte. Diese Maßnahmen, ebenso wie eine Diskussion um die 
zeitweise Fixierung freier Zuteilungen im EU ETS können dazu beitragen, eine kurzfristige 
(limitierte) Erleichterung der wirtschaftlichen Situation herbeizuführen.  
Darüber hinaus könnten sie als ein politisches Signal verstanden werden, das Vertrauen in 
den Produktionsstandort Deutschland zurück gewinnen zu wollen. Der Einfluss auf betriebs-
wirtschaftliche Investitionsrechnungen ist jedoch marginal. Insofern scheint die Kritik an dem 
Einsatz dieser staatlichen Mittel aus volkwirtschaftlicher Perspektive nachvollziehbar. Es 
sollte klar sein, dass die wirtschaftlichen Herausforderungen der heutigen strukturellen Krise 
der Industrie die Möglichkeiten staatlicher Subventionen um Größenordnungen übersteigt 
(unabhängig von dem darüber hinaus begrenzten Freiraum europäischer Regulierungsrah-
men für staatliche Beihilfen). 
Die Herausforderungen, denen sich die Industrie gegenübersieht, können nur durch die Kon-
summärkte selbst gelöst werden, wenn es gelingt, die höheren Produktionskosten an die 
Endverbraucher weiterzugegeben. Dies kann auf einem direkten Wege durch die Transfor-
mation der Märkte (Market-Pull) oder auf einem indirekten Wege (Market-Push) geschehen, 
wie es beispielsweise durch die Kombination des EU ETS und einer CBAM-Regelung ange-
dacht wird. 
Es gibt einen weiteren Aspekt, der durch die folgende überspitzte Frage zum Ausdruck ge-
bracht werden kann: 

§ Ist dies, in Anbetracht der wirtschaftlichen Situation der Industrie, der falsche Zeit-
punkt, um über eine umfassende Transformation der Industrie zu sprechen … 

§ … oder stellt diese Transformation einen der letzten Strohhalme dar, um die Krise 
langfristig überwinden zu können? 

In diesem Zusammenhang könnte eine protektionistische Maßnahme wie beispielsweise die 
Einführung einer Quote „Buy European“ zu einer Unterstützung der heimischen Industrie bei-
tragen. Dies setzt allerdings die Gewährleistung voraus, dass diese Maßnahme im Rahmen 
geopolitischer Handelsverflechtungen und Abhängigkeiten nicht verhandelbar bleiben wird. 
 
Diskussion der Lösungsansätze 
Die favorisierten Ansätze eines veränderten Konsumverhaltens hinzu nachhaltigen Produk-
ten mit Produktpreisen, welche die höheren Gestehungskosten nachhaltiger Herstellungsver-
fahren und alternativer Rohstoffe reflektieren, sind nicht frei von berechtigter Kritik.  
Die Kritik bezieht sich sowohl bei Maßnahmen des Market-Push als auch des 
Market-Pull auf eine eingeschränkte Transparenz importierter Produkte in 
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Bezug auf ihre nachweisbare Nachhaltigkeit (Qualität) sowie auch in Bezug auf ihren Beitrag 
zum globalen Klimaschutz (re-shuffling). Das bedeutet, dass eine lückenlose Überprüfung 
deklarierter Ware und ihres Herstellungsprozesses theoretisch nur unzureichend leistbar 
sein wird, und dass darüber hinaus eine mögliche koordinierte Zusammenführung nachhalti-
ger Ressourcen für lediglich exportorientierte Volumina keinen additiven Klimaschutz darstel-
len würden. 
 
 
1. Market-Push (CBAM) 

Der Grenzausgleichsmechanismus für CO2-Emissionen (CBAM=Carbon Border Adjust-
ment Mechanism) ist zum Schutz industrieller Wertschöpfung in Europa konzipiert wor-
den.  Zum Ausgleich der Kostenbelastung aus dem EU ETS (bzw. der Kostenbelastung 
einer bereits transformierten Produktion) soll ein level playing field gegenüber kosten-
günstigeren fossil-basierten Importen nach Europa angestrebt werden.  
Der Mechanismus des CBAM, in Kombination mit dem EU ETS, wird in dieser Darstel-
lung als Market-Push bezeichnet, da eine Transformation der Industrie nicht über eine 
Marktnachfrage (willingness-2-pay) animiert wird, sondern durch das ETS forciert und da-
raus folgende höhere Produktionskosten einer transformierten Wirtschaft durch den 
Grenzausgleichsmechanismus im Markt durchsetzbar werden soll. 
Eine CBAM-Regulierung ist für die Branchen Eisen, Stahl, Aluminium, Zement und Am-
moniak für die Düngemittelproduktion eingeführt worden. Die Einbeziehung weiterer che-
mischer Wertschöpfungsketten ist mit Blick auf die komplexen Verflechtungen chemi-
scher Produkte in nahezu allen Endproduktion zurückgestellt worden.  
 

2. Market-Pull 
Die Transformation von Konsummärkten ist möglich durch die schrittweise Einführung 
verpflichtender Quoten. Als Beispiele seien genannt: Bio-basierte Kraftstoffbeimischun-
gen im Verkehrssektor, sowie Vorgaben des Recyclinganteiles für die Kreislaufwirtschaft. 
Seit Beginn dieses Jahres ist die Einführung von Quoten für den Anteil recycelter Kunst-
stoffe im Verpackungsbereich ab 2030 vorgeschrieben (PPWR). Es ist davon auszuge-
hen, dass diese Regulierung wesentliche Investitionen in die Kreislaufwirtschaft auslösen 
wird.  
Eine regulatorische Differenzierung der Märkte hat bisher noch nicht stattgefunden. 
Denkbar wäre eine differenzierte Besteuerung der Endprodukte in Abhängigkeit ihres 
Beitrages zu einer nachhaltigen Wirtschaft. Die Voraussetzung dafür ist die transparente 
Nachweisbarkeit der Nachhaltigkeit eines Produktes über den gesamten Herstellungspro-
zess. Dies wäre analog des CBAM-Konzeptes mit der zuvor diskutierten Kritik bzgl. der 
Transparenz zu reflektieren. 
 

3. Investitionsanreize 
Neben der Konzeptionierung der Marktbedingungen werden derzeit zwei Ansätze der In-
vestitionsanreizung zur Sicherung deutscher/europäischer Produktionsstandorte disku-
tiert. Dabei handelt es sich um (a) eine alternative Verwendung der eingenommenen Gel-
der aus dem Verkauf von ETS-Zertifikaten und um (b) die Übernahme der Mehrkosten 
einer nachhaltigen Produktion aus den Einnahmen einer Klimaabgabe auf Endprodukte.  
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(a) ETS-Einnahmen: 
Es ist bereits zuvor erwähnt worden, dass die infrastrukturellen Voraussetzungen ei-
ner Transformation für große Industriekomplexe absehbar nicht gegeben sind. Um 
einer Entscheidung für eine vorgezogene Konsolidierung entgegen zu treten, könnte 
der Anreiz gegeben werden, die Transformationskosten des Unternehmens aus je-
nen ETS-Zertifikatezahlungen finanziert werden, die bis zur Errichtung der erforderli-
chen Infrastruktur für das jeweilige Unternehmen angefallen sind. 
 

(b) Die Transformationskosten der Unternehmen werden aus einem Fond finanziert, der 
sich aus einer Klimaabgabe auf Endprodukte speist.  
 

Während sich im Falle (a) die Finanzierung der Industrie aus einem bereits bestehenden 
System speisen würde und somit eine neue Allokation der verwendeten Mittel abzuleiten 
wäre, bedürfte es im Falle (b) der Einführung eines vollkommen neuen Finanzinstrumen-
tes. Vor allem bedürfte es einer expliziten Kommunikation der politischen Akteure an die 
Gesellschaft, dass eine industrielle Transformation zu einer Erhöhung von Konsumpro-
dukten führen wird. 
 

Die Idee einer Klimaabgabe ist nicht neu. Sie wurde bereits früher als Alternative zur Einfüh-
rung eines CBAM-Konzeptes diskutiert (interne Diskussion des VIK-Verbandes mit externer 
Beratung durch das DIW, 2017-2018). Vor ca. 8 Jahren wurde die Entwicklung dieser Idee 
von den politischen Parteien in Deutschland mit Blick auf die Aktivitäten der „Gelbwesten“ in 
Paris verworfen. Eine Kommunikation zur Erhöhung von Produktpreisen erschien nicht op-
portun. 
Vor dem Hintergrund der aktuellen betriebswirtschaftlichen Perspektiven von Unternehmen 
und einem möglichen Szenario fortschreitender Konsolidierung industrieller Produktion kann 
das erneute Aufgreifen der Idee einer Klimaabgabe aus volkswirtschaftlicher Perspektive 
eine neue und grundsätzlich positive Bewertung erfahren (Stichworte: Erhalt von Arbeitsplät-
zen, Wohlstand und Kaufkraft).  
Im Detail bedarf es einer intensiven Beschäftigung zur Ausgestaltung. Es gilt die Abgabe so-
wohl technisch transparent als auch sozialgerecht auszugestalten, sowie die Kriterien der Al-
lokation von Produktionskostenzuschüssen festzulegen. Darüber hinaus ist das Konzept in 
den bestehenden Rahmen der europäischen Klimaschutzarchitektur einzubetten und dabei 
ist sicherzustellen, dass auch nach Auslaufen des EU ETS und ESR ein Bruch in der Logik 
des Systems vermieden wird. 
 
Abschließende Überlegungen: 
Das EU ETS stellt im übertragenen Sinne den Taktgeber des Klimaschutzes dar. Es über-
setzt die Klimaschutzambitionen Europas in greifbare konkrete Reduktionspfade der direkten 
Emissionen der Energiewirtschaft und der Industrie. Im Falle der Energiewirtschaft ist durch 
das ETS die Transformation von vornehmlich fossiler Stromerzeugung hinzu einer zuneh-
mend nachhaltigen Stromerzeugung gelungen.  
Im Gegensatz zu einem nahezu geschlossenen exklusiven europäischen Strommarkt, ver-
fehlt das ETS in einem inklusiven Markt für industrielle Güter mit internationalen Import- und 
Export-durchlässigen Handelsbeziehungen seine transformierende Wirkung. Das ETS defi-
niert auch in diesen Bereichen seinen emissionsreduzierenden Anspruch, jedoch ohne eine 
entsprechende Motivation zur Transformation zu erzielen. In Ergänzung zu 
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einem Takt-gebenden ETS würde das Konzept einer Klimaabgabe als ein klares Signal der 
Gesellschaft gesehen, dass eine nachhaltige Wirtschaft wertgeschätzt wird und im internatio-
nalen Wettbewerb um Industrieansiedlungen und Investitionen in bestehende Produktions-
standorte positive Impulse setzen können.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 




